
 
Kleine Anfrage 
Marion Schardt-Sauer (Freie Demokraten) und Lisa Deißler (Freie Demokraten)  
vom 22.02.2023 
Integrierter Bachelor-Abschluss für Studierende der Rechtswissenschaften 
und  
Antwort  
Ministerin für Wissenschaft und Kunst 
 
 
 
Die Kleine Anfrage beantworte ich im Einvernehmen mit dem Minister der Justiz wie folgt: 
 
 
Frage 1. Wie steht das Ministerium für Wissenschaft und Kunst zu der Implementierung eines integrierten 

Bachelor-Abschlusses für Studierende der Rechtswissenschaften? 
 
Die Landesregierung befürwortet Bestrebungen der Implementierung eines integrierten Bachelor-
Abschlusses für Studierende der Rechtswissenschaft. 
 
 
Frage 2. Wie beurteilt das Ministerium für Wissenschaft und Kunst die Situation, dass Studierende nach 

jahrelangem Studium und nicht bestandener Prüfung keinen Studienabschluss vorweisen können, 
obwohl sie vergleichbare Leistungen wie die Absolventinnen und Absolventen von Bachelor- 
Studiengängen erbracht haben? 

 
Frage 3. Was spricht aus Sicht des Ministeriums für Wissenschaft und Kunst für und gegen eine solche 

Implementierung? 
 
Die Fragen 2 und 3 werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam beantwortet. 
Die Landesregierung richtet einen starken Fokus auf den Studienerfolg und hat diese Zielsetzung 
sowohl im Hessischen Hochschulpakt 2021 bis 2025 als auch in den Zielvereinbarungen sowie in 
der Novellierung des Hessischen Hochschulgesetzes verankert. Insoweit besteht in den Studien-
gängen der Rechtswissenschaften ein Entwicklungspotential an den Universitäten des Landes. 
Dies gilt insbesondere deshalb, weil Studierende der Rechtswissenschaften jedenfalls dann 
Leistungen erbracht haben dürften, die – je nach Ausgestaltung – in Qualität und Quantität mit 
den für einen Bachelor-Abschluss geforderten Leistungen vergleichbar sein dürften, wenn die im 
Juristenausbildungsgesetz verankerten Voraussetzungen für die Zulassung zur staatlichen Pflicht-
fachprüfung erfüllt sind sowie im universitären Schwerpunktbereich Leistungen erbracht wurden. 
Ein in das rechtswissenschaftliche Studium integrierter Bachelor-Abschluss kann die Möglichkeit 
eines zusätzlichen Nachweises dieser im Studium erbrachten Leistungen bzw. erlangten Fach-
kenntnisse in Form eines international anerkannten, die internationale Mobilität erleichternden 
akademischen Grades bieten. Die Landesregierung geht insoweit auch davon aus, dass solide und 
im Anschluss an das Studium fachlich weiter zu vertiefende juristische Kenntnisse für eine Reihe 
von Berufsfeldern grundsätzlich eine geeignete Basis darstellen können. Bei einer etwaigen  
Ausrichtung eines Bachelor-Abschlusses an einem Schwerpunktbereich, in dem auch teils inter-
disziplinäre Fähigkeiten und fachspezifische Kenntnisse vermittelt werden, können sich überdies 
wertvolle, auf dem Arbeitsmarkt gefragte Spezialisierungsmöglichkeiten ergeben. Da bisher nur 
an vergleichsweise wenigen Universitäten ein integrierter Bachelor-Abschluss angeboten wird, 
gibt es gegenwärtig jedoch bisher keine gesicherten Erkenntnisse darüber, ob und ggf. unter  
welchen zusätzlichen Qualifizierungsvoraussetzungen und in welche Berufe ein Einstieg (nur) mit 
einem integrierten Bachelor-Abschluss mit Erfolg angestrebt werden kann.  
 
Daneben kann ein integrierter Bachelor-Abschluss auch eine Absicherung für Studierende für den 
Fall des Nichtbestehens der staatlichen Pflichtfachprüfung darstellen. 
 
Für die Hochschulen dürfte mit der Einführung eines integrierten Bachelor-Abschlusses einerseits 
zwar ein erheblicher Umsetzungsaufwand, andererseits aber auch ein denkbarer Attraktivitäts- 

Eingegangen am 5. April 2023   ·   Ausgegeben am 6. April 2023 

Herstellung: Kanzlei des Hessischen Landtags   ·   Postfach 3240   ·   65022 Wiesbaden   ·   www.Hessischer-Landtag.de  

Drucksache 20/10616  

 

 05. 04. 2023 

 
 

20. Wahlperiode 

HESSISCHER LANDTAG 



2 Hessischer Landtag   ·   20. Wahlperiode   ·   Drucksache 20/10616  

 

gewinn und „Wettbewerbsvorteil“ verbunden sein. Es unterliegt jedoch grundsätzlich der  
Einschätzungsprärogative und der Gestaltungsfreiheit der Universitäten sowie der  
Akkreditierungsagenturen, ob und auf welche Weise ein solcher Bachelor-Abschluss in das  
berufsqualifizierende Studium der Rechtswissenschaften integriert und erfolgreich akkreditiert 
werden kann. 
 
Die Landesregierung sieht insgesamt hinsichtlich eines integrierten Bachelor-Abschlusses  
Potential, die Attraktivität des rechtswissenschaftlichen Studiums zu erhöhen, und begrüßt daher 
die entsprechenden Überlegungen und Planungen hessischer Universitäten. 
 
 
Frage 4. Inwiefern sind hessische Hochschulen bereits an das Ministerium für Wissenschaft und Kunst  

herangetreten, um den Studierenden der Rechtswissenschaften einen integrierten Bachelor- 
Abschluss zu ermöglichen? 

 
Das Ministerium für Wissenschaft und Kunst (HMWK) wurde im Zuge der Planungen eines 
Fachbereichs zur Einführung eines integrierten Bachelor-Abschlusses kontaktiert, um hoch- 
schulrechtliche Fragen, auch hinsichtlich des Hochschulzugangs und der Hochschulzulassung, zu 
bewerten. 
 
 
Frage 5. Wie bewertet das Ministerium für Wissenschaft und Kunst die These, dass das Fehlen eines  

integrierten Bachelor-Abschlusses den Fachkräftemangel in der Landesverwaltung verschärft? 
 
Der auch in der Landesverwaltung nicht abzustreitende Fachkräftemangel erfordert vielfältige 
Überlegungen, die auch bislang nicht oder nur ausnahmsweise genutzte Qualifizierungs- und  
Rekrutierungsstrategien angesichts des demographischen Wandels einbeziehen. Eine Option zur 
Verbesserung der Fachkräftesituation in der öffentlichen Verwaltung würde ein in das Studium 
der Rechtswissenschaften integrierter Bachelor-Abschluss aber nur dann darstellen können, wenn 
die Absolvierenden entweder im Rahmen ihres Studiums oder in spezifischen Programmen die 
für typische Sachbearbeitung in der Landesverwaltung erforderlichen Kenntnisse erwerben  
könnten oder einen einschlägigen Master-Abschluss erlangen. Denn das Studium der Rechts- 
wissenschaften ist, seinem Qualifizierungsziel entsprechend, stark auf die entsprechend  
reglementierten Berufe in Justiz und Rechtspflege fokussiert und blendet klassische Tätigkeits-
felder der öffentlichen Verwaltung, wie z.B. Mittelbewirtschaftung, Personalverwaltung oder 
Vergabeverfahren praktisch vollständig aus.  
 
Die Landesregierung sieht daher im Fehlen eines integrierten Bachelor-Abschlusses weniger eine 
Verschärfung des Fachkräftemangels in der Landesverwaltung, als vielmehr eine Heraus- 
forderung für entsprechende qualifizierungsstrategische Überlegungen zur künftigen Abhilfe.  
 
 
Frage 6. Ist das Ministerium für Wissenschaft und Kunst der Auffassung, dass ein integrierter Bachelor-

Abschluss den Prüfungsdruck bei der Vorbereitung auf das Staatsexamen reduzieren könnte? 
 
Die Landesregierung ist der Auffassung, dass ein integrierter Bachelor-Abschluss den  
Prüfungsdruck bei der Vorbereitung auf das Staatsexamen reduzieren könnte. 
 
 
Frage 7. Wie bewertet die Landesregierung die Rechtsauffassung, dass die Einführung eines integrierten 

Bachelor-Abschlusses der Rechtswissenschaften auf der Basis des aktuellen Hessischen Hochschul-
gesetzes zulässig ist? 

 
Die Landesregierung teilt diese Rechtsauffassung. 
 
 
Frage 8. Wie viele Studierende legen trotz Bestehens der ersten juristischen Staatsprüfung die zweite  

juristische Staatsprüfung nicht ab? 
 
Es werden keine Statistiken darüber geführt, wie viele Absolvierende der ersten Prüfung in  
Hessen anschließend den Vorbereitungsdienst und die zweite juristische Staatsprüfung in Hessen 
oder in einem anderen Land absolvieren. 
 
 
Wiesbaden, 31. März 2023  

Angela Dorn 
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